Ausgabe A. 


Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 33 Ausgegeben Danzig, den 26. Juni 1933 
77 Volkstag und Senat haben folgendes Gefes beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Geſetz 
zur Behebung der Not von Volk und Staat. Vom 24. 6. 1933. 
Ss 1 


Der Senat der Freien Stadt Danzig wird ermächtigt, auf den nachſtehend angeführten Gebieten 
im Rahmen der Verfaſſung und innerhalb der ſich aus § 2 dieſes Geſetzes ergebenden Grenzen Maß⸗ 
nahmen mit Geſetzeskraft zu erlaſſen, denen der Volkstag hiermit zuſtimmt. 
I, 
Organifation und Verwaltung des Staates, der Gemeinden und der 
Gemeindeverbände; internationale Beziehungen 

Anderung der Wahlgeſetze und Wahlordnungen für Volkstag, Kreistage und Gemeindevertretungen, 
2. Anderung des Geſetzes über den Volksentſcheid vom 6. 3. 1923 (G. Bl. S. 335) nebſt Abſtim⸗ 

mungsordnung vom 5. 10. 1925 (G. Bl. S. 1020), 
3. Anderung des Geſetzes über die Aufwandsentſchädigung der Volkstagsabgeordneten, 
4. Anderung des Geſetzes über die Rechtsverhältniſſe der Mitglieder des Senats vom 9. 1. 1931 


(G. Bl. S. 1), 
5. Anderung des Geſetzes über den Finanzrat vom 9. 2. 1923 in der Faſſung der Rechtsverordnung 


vom 2. 12. 1932 (G. Bl. S. 823), 
Anderung der Staatshaushaltsordnung vom 22. 6. 1931 (G. Bl. S. 467), 
„Feſtſtellung des Staatshaushaltsplanes; Aufnahme von Anleihen und Übernahme von Bürgschaften, 


6 
7 
8. Neuregelung des Finanz⸗ und Laſtenausgleiches, 
9 
0 


pan 


Maßnahmen zur Erhöhung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung, 

Umbildung und Vereinfachung der Verwaltung und ihrer Behörden, insbeſondere Anderung der 
Verwaltung, der Finanzierung und der etatsmäßigen Behandlung wiſſenſchaftlicher und künſtleriſcher 
Inſtitute, 

11. Maßnahmen zur Beſeitigung von Mißſtänden und zur wirtſchaftlichen Geſundung in den Ge 

meinden, Gemeindeverbänden und öffentlich⸗rechtlichen Körperſchaften, 

12. Anderung des Geſetzes über die Verwaltung der Gemeindeangelegenheiten der Stadtgemeinde Data 

vom 9. Oktober 1923 (G. Bl. S. 1037), 

13. Vornahme kommunaler Bezirks veränderungen, 

14. Einführung von Verwaltungsgebühren in Staat und Kommunen, 

15. Regelung der Bau- und Anterhaltungspflichten für Staat⸗, Kreis⸗ und Gemeindeſtraßen, 

16. Regelung des wirtſchaftlichen Verkehrs zwiſchen der Freien Stadt Danzig und dem Auslande, 

17. Durchführung von Staatsverträgen und Sicherung der aus ſolchen Verträgen ſich ergebenden 
Rechte und Pflichten, 

18. Abſchluß und Durchführung von Staatsverträgen zur Vermeidung der Doppelbeſteuerung und 

über Rechtsſchutz und Rechtshilfe in Steuerſachen, 

19. Regelung der Verhältniſſe hinſichtlich der Seegrenze, 

20. Regelung des Paß⸗ und Auswanderungsweſens. 

II. 
Beamtenrecht 
(Beamte und Angeſtellte des Staates, der Gemeinden und Gemeindeverbände ſowie ſolcher 
Perſonen, die die rechtliche Stellung von Beamten haben) 
21. Vereinheitlichung und Neuregelung der Rechtsverhältniſſe für Beamte und Angeſtellte im Amt, 
Warteſtand und Ruheſtand ſowie ihrer Hinterbliebenen, insbeſondere 
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a) Angleichung der Dienſtbezüge an die deutſchen Regelungen, 
b) Anderung der Dienſtwohnungsvorſchriften, 
c) Anderung des Beſoldungsgeſetzes, 
d) Anderung des Beamtenruheſtands⸗ und Beamtenhinterbliebenengeſetzes, 
e) Anderung des Disziplinarrechts, 
f) Regelung der Beamtenvertretungen, 
g) Schaffung von Fürſorgeeinrichtungen, 
h) Regelung des Rechtsbeziehungen zu anderen Staaten. 


Hl. 


Rechtspflege nebſt Koſten⸗ und Vollſtreckungsweſen ſowie Schutz des gewerb⸗ 


22. 


lichen und geiſtigen Eigentums, Preſſe⸗ und Vereinsrecht 


Anderung der Gerichtsverfaſſung, insbeſondere bezüglich der Organiſation und Zuſtändigkeit der 
Gerichte und der Beſtimmungen über die Beſetzung mit Laienbeiſitzern, 


Anderung der Arbeitsgerichtsbarkeit, 
Regelung der Rechtsverhältniſſe der Rechtsanwälte und Notare, 
Anderung des Zivil- und Strafprozeſſes ſowie des Konkurs- und Vergleichsrechts einſchließlich der 


koſten⸗ und gebührenrechtlichen Vorſchriften (auch für Rechtsanwälte und Notare) und des ge- 
ſamten Vollſtreckungs⸗ und Pfändungsrechts, 


Reform des Bürgerlichen Rechts einſchließlich des Handels⸗, See⸗, Wechſel⸗ und Scheckrechts und 


des Geſellſchafts⸗ und Genoſſenſchaftsrechts, 


Neuregelung der Sicherungsübereignungen und des Lagerſcheinſyſtems, 

Reform des Strafrechts, 

Erlaß einer Amneſtie, 

Anderung des Rechts der freiwilligen Gerichtsbarkeit einſchließlich des Regiſterrechts, 

„Ausbau des Rechts zum Schutz des gewerblichen und geiſtigen Eigentums ſowie des Rundfunk⸗ 


rechts, 


Neuregelung des Preſſerechts, 
Anderung des Vereinsgeſetzes. 


ESE IV. 
Kirche und Schule 


8 Bekämpfung der antireligiöſen Propaganda, 

Neuregelung der Laſten der Religionsgeſellſchaften und ihrer Mitglieder, 

Anderung der Vorſchriften über die äußeren Angelegenheiten der Schule, 

Anderung des Geſetzes über die religiöſe Kindererziehung vom 1. 9. 1922 (G. Bl. S. 405), 
Anderung der Beſtimmungen über den Austritt aus den Religionsgeſellſchaften, 
Maßnahmen zur Erziehung und Ertüchtigung der Jugend im chriſtlichen und nationalen Sinne. 


V. 
Soziale Fürſorge 


Anderung der Reichsverſicherungsordnung, des Angeſtelltenverſicherungsgeſetzes, des Verſorgungs⸗ 


geſetzes und des Geſetzes über das Verfahren in Vetſorgungsſachen, 


Anderung des Erwerbsloſenfürſorgegeſetzes vom 13. 2. 1931 (G. Bl. ©. 29) und des Geſetzes für 


Wochenhilfe und Wochenfürſorge, 


Anderung der Beſtimmungen über die Verpflichtung zur Erſtattung von Unterſtützungen er Ge⸗ 


meinden, Gemeindeverbände und Armenverbände an Hilfsbedürftige und Erwerbsloſe und Ein⸗ 
führung von Auskunftspflichten, 


Anderung des Geſetzes über die Beſchäftigung von Schwerbeſchädigten, 

Einführung der Arbeitsdienſtpflicht, 

Umformung und Ausbau des freiwilligen Arbeitsdienſtes, 

Regelung der Fürſorge für Kleinrentner und Zivilblinde, 

Regelung der Rechtsverhältniſſe öffentlicher und privater Wohlfahrtseinrichtungen zum Zwecke 


der Beſeitigung von Mißſtänden, 


Anderung des Jugendwohlfahrtsgeſetzes, 
. Neuregelung des Geſundheitsweſens. 


51. 


52. 


54. 


55. 


56. 


58. 


60. Einführung von Monopolen, insbeſondere Monopolbewirtſchaftung der Den h beſtenerün 2 


61. 


62, 
63, 
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VI. 
Steuer, Zoll und Monopole 
Anderung des Steuergrundgeſetzes, 
Steuerreform unter Berüdjihtigung der fortſchreitenden Erkenntniſſe auf volkswirtſchaftlichem und 


ſteuerlichem Gebiet, 
Erlaß einer Steueramneſtie, 


: Abänderung der Steuergeſetze, insbeſondere 


a) des Einkommenſteuergeſetzes, 
b) des Körperſchaftsſteuergeſetzes, 

c) des Vermögensſteuergeſetzes, 

d) des Erbſchaftsſteuergeſetzes, 

e) des Gewerbeſteuergeſetzes, 

f) des Wandergewerbeſteuergeſetzes, 

g) des Umſatzſteuergeſetzes, 

h) des Lohnſummenſtauergeſetzes, 

i) des Grundwechſelſteuergeſetzes, 

k) des Geſetzes über die Aufhebung der Rayonbeſchränkungen, 

1) des Wohnungswirtſchaftsgeſetzes, 

m) der Verordnung über die Erhebung einer Grundvermögensſteuer, 
n) der Verordnung über die Erhebung eines Notzuſchlages zur Einkommen⸗ und Körperſchafts⸗ 

ſteuer, 

Verlängerung der Geltungsdauer der in Ziffer 52 genannten Steuergeſetze und ⸗verordnungen, ſo⸗ 
weit deren Erhebung nur für eine beſchränkte Zeitdauer vorgeſehen iſt, 
Abänderung der Verbrauchsſteuergeſetze, insbeſondere 

a) des Bierſteuergeſetzes, 

b) des Branntweinſteuergeſetzes, 

c) des Weinſteuergeſetzes, 

d) des Salzſteuergeſetzes, 

e) des Zuckerſteuergeſetzes, 

f) des Geſetzes betr. Süßſtoffabgabe, 

g) des Spielkartenſteuergeſetzes, 

h) des Leuchtmittelſteuergeſetzes, 

i) des Zigarettenpapierſteuergeſetzes, 

Abänderung der Verkehrsſteuergeſetze, insbeſondere 

a) des Geſetzes über die Beſteuerung des Perſonenverkehrs, 

b) des preußiſchen und des Reichsſtempelgeſetzes, 

c) des Verſicherungsſteuergeſetzes, 

d) des Wechſelſtempelſteuergeſetzes, 

e) des Kraftfahrzeugſteuergeſetzes, 


. Angleichung an die Steuergeſetzgebung der Nachbarſtaaten auf si Gebiete der Belts, Ver⸗ E 


brauchs⸗ und Verkehrsſteuern, 
Beſteuerung der Konſumgenoſſenſchaften und Warenhäuſer, 
Anderung der Monopolgeſetzgebung betr. Tabak- und Zündholzmonopol, 


unterliegenden Gegenſtände. 
VII. 
Maßnahmen auf dem Gebiete der Wirtſchaft und des Verkehrs 


Umſchuldung und Entſchuldung der Landwirtſchaft, des Handels und Gewerbes ſowie des Haus⸗ 


und Grundbeſitzes, 
Einrichtung einer Staatsbank, 
Neuordnung des Geld-, Bank⸗ und Börſenweſens, insbeſondere durch 


a) Ausbau der Bankaufſicht, N 
b) Abgrenzung und Regelung des Geſchäftsbereiches der Banken, Sparkaſſen und Kreditge⸗ 


noſſenſchaften, 
e) Neuordnung der Sparkaſſenſatzungen, on 
d) Regelung der Zins⸗ und Proviſionspolitik der Geldinſtitute, 


69. 


70. 


89. 
faſſung liegen. 
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e) Beſtimmungen über Anlage der Einlagen und Kapitalrücklagen bei Geldinſtituten und Han⸗ 
delsgeſellſchaften, 
f) Regelung der Ausgleichskaſſen und ähnlicher Unternehmungen, 


Regelung des Lotterieweſens, 
Maßnahmen zur Verhütung wirtſchaftlicher Mißſtände, insbeſondere durch Einſetzung von Staats⸗ 


kommiſſaren, g 


. Ausſchaltung der unlauteren Konkurrenz im Handel und Gewerbe, insbeſondere durch Bildung 


von Zwangsverbänden, 


Ausbau der Beauflihtigung der Verſicherungsgeſellſchaften, Bau⸗ und Zweckſparkaſſen ſowie ähn⸗ 


licher Unternehmungen, a 


„Regelung und Förderung der geſamten Produktions-, Markt⸗ und Abſatzverhältniſſe ſowie Be⸗ 


gründung heimiſcher Induſtrien und Exportförderung, 

Anderung des Genoſſenſchaftsweſens, insbeſondere der Deich⸗ und Entwäſſerungsgenoſſenſchaften 
und der waſſer⸗ und fiſchereirechtlichen Beſtimmungen, 

Schutz des Einzelhandels, insbeſondere durch 

a) Verbot des Zugabeweſens, 

b) Regelung der Abzahlungsgeſchäfte, 

e) Maßnahmen zur Einſchränkung der Warenhäuſer und Einheitspreisgeſchäfte, 

d) Einführung einer Filialſteuer, 

e) Verbot oder Einſchränkung der Regiebetriebe, 

f) Regelung der Preisgeſtaltung, 


Aufbau ſtändiſcher Berufsvertretungen, 

„Regelung des Tarifweſens für Angeſtellte und Arbeiter, 

. Ordnung der Arbeitszeit, 

„Maßnahmen zur Verhinderung von Betriebs einſchränkungen und Betriebsſtillegungen, 
„Maßnahmen zur Regelung der Wirtſchaftsführung von lebenswichtigen Betrieben aus Gründen 


des öffentlichen Wohles, ſowie zwecks Erzielung von Erſparniſſen, 


Anderung des Arbeitsvermittelungsgeſetzes und des Wanderarbeitergeſetzes, 
Anderung des Geſetzes über Errichtung von Arbeitnehmerausſchüſſen vom 7. 7. 1931 (G. Bl. 


S. 670) und Regelung des Schlichtungsweſens, 


Bekämpfung der Schwarzarbeit und der Erwer bsloſigkeit, insbeſondere Einführung einer Arbeits⸗ 


beſchaffungsſpende, 


Anderung der Gewerbeordnung, 

Einführung einer Zwangshaftpflichtverſicherung für Kraftfahrzeuge, 

Anderung des Enteignungsgeſetzes und des Fluchtliniengeſetzes, 

Anderung der geltenden Wohnungswirtſchafts⸗ und Wohnungsbaugeſetze ſowie Umformung der 


Wohnungsbauabgabe, 


Neuordnung der langfriſtigen Miet⸗ und Pacht verhältniſſe ſowie Pachtſchutzmaßnahmen, 
Regelung des Siedlungsweſens, 

Schaffung eines Heimſtättenrechts, 

Ausbau des Anerbenrechts, 

„Regelung der Rechtsverhältniſſe bei der Gewinnung von Neuland, 

Anderung der Lebensmittelgeſetzgebung. 


VIII. 
Sonſtiges 


Sonſtige Maßnahmen zur ſofortigen Behebung dringender Notſtände, die im Rahmen der Ver⸗ 


8 2 
Der Senat darf von der im § 1 bezeichneten Ermächtigung nur Gebrauch machen zum Zweck 
a) der Aufrechterhaltung der Ordnung der Finanzen des Staates, der Gemeinden und der Ge⸗ 
meindeverbände ſowie der öffentlich⸗rechtlichen Verbände, 
b) der Behebung finanzieller, wirtſchaftlicher, ſozialer, kultureller oder politiſcher Notſtände, 
e) der Erzielung von Erſparniſſen, : ; 
d) der Anpaſſung an die rechtliche Regelung in den Nachbarſtaaten, 
e) der Aufrechterhaltung und des Ausbaues der öffentlichen Ordnung und Sicherheit, 
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f) der Vereinfachung und Fortentwickelung der Verwaltung und der Rechtspflege, 
g) der Behebung der Arbeitsloſigkeit. 
In dieſem Rahmen ſind Strafandrohungen zuläſſig. 


§ 3 
Die erlaffenen Verordnungen find dem Volkstag unverzüglich zur Kenntnis zu bringen. 
Sie ſind aufzuheben, wenn und ſoweit der Volkstag binnen einer Friſt von drei Monaten, ge⸗ 
rechnet vom Tage der Verkündung der erlaſſenen Verordnung an, es verlangt. Mit der Aufhebung 
tritt der jeweilige Zuſtand vor Erlaß der aufgehobenen Verordnung wieder ein. 


8.4 

Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. Das bisherige Ermächtigungsgeſetz 
vom 1. September 1931 (G. Bl. S. 719) in der Faſſung des Geſetzes vom 28. Juni 1932 (G. Bl. 
S. 403) tritt mit demſelben Zeitpunkt außer Kraft. : : 

Der durch Verordnung des Senats vom 20. Januar 1933 (St. A. 1 S. 59) angeordnete Volks⸗ 
entſcheid über Abänderung des bisherigen Ermächtigungsgeſetzes iſt gegenſtandslos. 

Dieſes Geſetz tritt ſpäteſtens mit dem 30. Suni 1937 außer Kraft. Es tritt ferner außer Kraft 
zu dem vom Senat beſtimmten Zeitpunkt. 


Dieſem Geſetz haben mehr als zwei Drittel der Abgeordneten bei Anweſenheit von mehr als zwei 
Drittel der geſetzlichen Zahl der Abgeordneten zugeſtimmt. 


Danzig, den 24. Juni 1933. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauſchning Greiſer 
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Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und des Staatsanzeigers. — Druck von Y. Schroth in Danzig. 
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